Von: 
Dietmar Pilz  

Gesendet:
Dienstag, 24. Mai 2005 11:49

An:
'gemeinden@email.steiermark.at'

Betreff:
Getränkesteuer: Eheste Anwendung eines neuen EuGH-Urteils für Gastronomie-Rechtsbehelfsfälle

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin!

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Wie sicherlich bereits aus den Medien (Tageszeitungen, Kommunal 3/2005,S 7; Steirische Gemeindenachrichten 5/2005, S 1) bekannt ist, hat der EuGH mit Urteil vom 10.3.2005, Rs C-491/03 (Ottmar Hermann gegen die Stadt Frankfurt am Main) festgestellt, dass die entgeltliche Abgabe von alkoholischen Getränken im Rahmen einer Bewirtungstätigkeit überwiegend als Dienstleistung anzusehen und daher mit Gemeinschaftsrecht vereinbar ist, nachdem die Verbrauchsteuerrichtlinie den Mitgliedsstaaten Steuern auf Dienstleistungen ausdrücklich gestattet. Somit ist dieses Urteil auch auf alle innerösterreichischen Getränkeabgabeverfahren im Gastronomie-/Ausschankbereich anzuwenden. Zu weiteren Vorgangsweise werden Ihnen in zwei zeitlichen Schritten Informationen übersandt werden: Im heutigen ersten Teil dieses "Informationspaketes", wie dieses Urteil konkret anzuwenden ist, werden daher folgende Maßnahmen vorgeschlagen, um deren eheste Umsetzung wir Sie im Sinne einer weiteren einheitlichen Vorgangsweise ersuchen:

*
Vorschlag an die abgabepflichtigen Gastronomie-/Ausschankbetriebe, deren Anbringen im Rechtsbehelfsfall (unbeantwortete Nullerklärungen, Rückzahlungsanträge, Berufungen usw) zurück zu nehmen und aus verfahrensökonomischen Gründen auf die Geltendmachung weiterer Ansprüche zu verzichten (Beilage 1: erste Seite = Anschreiben an den Abgabepflichtigen; zweite Seite = Zurückziehungsschreiben);

*
oberbehördliche Bescheidaufhebung (soweit möglich) erstinstanzlicher Bescheide binnen eines Jahres ab Eintritt der Rechtskraft von Bescheiden, welche den Rechtsbehelfsstatus zuerkannt und Alkohol nicht mehr besteuert (und uU ein Guthaben ausgewiesen) haben (Beilage 2: Anwendung und Zeitplan der oberbehördlichen Bescheidaufhebung; Beilage 3: Musterbescheid dazu).

Für beide Vorgangsweisen finden Sie zu den anliegenden Entwürfen entsprechende Erläuterungen, wo Sie die näheren inhaltlichen und verfahrensrechtlichen Details ersehen können. 

Bitte beachten Sie, dass Sie etwa in einem Monat weitere Informationen für die Vorgangsweise in jenen Gastronomie/Ausschank - Rechtsbehelfsfällen erhalten werden, 

*
 wo in offenen Verfahren die heute vorgeschlagene Zurückziehung offener Anträge dann tatsächlich erfolgt(e) oder auch nicht erfolgt(e) bzw

*
wie in den an sich abgeschlossenen Verfahren weiter vorzugehen ist, um das erwähnte EuGH-Urteil dennoch anwendbar machen zu können.

Wir hoffen, Ihnen hiermit weiter zu helfen und stehen für Rückfragen selbstverständlich gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

__________________________________________

Steiermärkischer Gemeindebund 

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at 

 <<Beilage 1.doc>>  <<Beilage 2.doc>>  <<Beilage 3.doc>> 

Beilage 1 (Seite 1)
Information/Einladung zur Zurückziehung offener Anbringen

und Zurückziehungsschreiben hinsichtlich offener Anbringen (Entwurf)

Stadt-/Markt-/Gemeinde ............................

............................, am ................2005

Gegen Zustellnachweis.

Herrn/Frau/……..

…………………..

…………………..

GZ.: …………

Neue Entscheidung des EuGH zur Getränkesteuer; Bendigung der Rückzahlungsverfahren in der Gastronomie

Sehr geehrte/r Frau/Herr ................................ !

In seiner jüngsten Entscheidung vom 10. März 2005 (Rs C-491/03) hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass kommunale Verbrauchsteuern wie die Getränkesteuer EU-rechtskonform sind, sofern sie die entgeltliche Abgabe alkoholhältiger Getränke in dienstleistungsgeprägten Unternehmen wie Lokalen und Gaststätten besteuern. Nach Auffassung namhafter Steuerrechtsexperten ist mit diesem Urteil die gemeinschaftsrechtliche Grundlage für die Getränkesteuerrückforderungen der Gastwirte entfallen (siehe zB SN vom 19.3.2005 - „Wirte haben Nachsehen“).

Im Lichte dieser aktuellen Entwicklungen darf ich Sie ersuchen, die von Ihnen gestellten Rückzahlungsanträge mit dem beiliegenden kurzen Schreiben unterfertigt 

längstens binnen einem Monat ab Zustellung dieses Schreibens

an die Gemeinde zurückzuziehen und so die langjährige und für uns alle unbefriedigende Auseinandersetzung rund um diese Abgabe zu beenden. 

Für unsere Gemeinde wäre dies eine erhebliche Erleichterung, da die Fortführung und endgültige bescheidmäßige Erledigung der noch laufenden Verfahren mit einem außerordentlichen Verwaltungsaufwand verbunden wäre.

Mit freundlichen Grüßen

Für die Gemeinde:

Der Bürgermeister

	(Name des Bgm.)


Anlage: 

Zurückziehungsschreiben Getränkesteuer

Beilage 1 (Seite 2)
Zurückziehungsschreiben hinsichtlich offener Anbringen (Entwurf)

[Abgabepflichtige/r]

…………………..

…………………..

…………………..

…………………..

An die

Stadt-/Markt-/Gemeinde

........................................................

........................................................

........................................................

Beendigung des Rückzahlungsverfahrens betreffend Getränkesteuer

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin!

Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Hinsichtlich der von mir bzw. der von meiner beauftragten Vertretung eingebrachten Rückzahlungsanträge betreffend Getränkesteuer erkläre ich ausdrücklich, dass ich an einer Weiterführung des Verfahrens nicht interessiert bin und ziehe die im Zusammenhang mit diesem Verfahren gestellten Anträge, Berufungen oder sonstige im Zusammenhang mit der Rückforderung stehenden Rechtsschritte (zB unerledigte Nullerklärungen) zurück.

	........................, am ............2005
	
	

	
	
	Abgabepflichtige/r

(bzw. steuerliche Vertretung)


Beilage 2
Anwendungsfälle, Ablauf und Zeitplan für die

oberbehördliche Bescheidaufhebung (Gemeinderat)

in Gastronomie-Rechtsbehelfsverfahren, wo die Getränkesteuerfestsetzung 
(auf Alkohol mit Null) in erster Instanz innerhalb des letzten Jahres rechtskräftig wurde

Grundlagen

Erstinstanzliche (!) Bescheide in Rechtsbehelfsfällen, welche mit einer „Null- Abgabenfestsetzung“ für alkoholische Getränke erst in letzter Zeit rechtskräftig geworden sind, können vom Gemeinderat in Ausübung des Aufsichtsrechts gemäß § 220 LAO noch bis zum Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft (§ 223 Abs 1 LAO) aufgehoben werden, wobei das Zustelldatum (!) des Aufhebungsbescheides noch innerhalb der Jahresfrist liegen muss.

Einen entsprechenden Musterbescheid finden Sie auf der Folgeseite; einen beispielhaften Zeitplan nachfolgend.

Auswirkungen der Aufhebung 

Das Verfahren tritt durch die Aufhebung des Bescheides in die Lage zurück, in der es sich vor Erlassung des aufgehobenen Bescheides befunden hat: Daher ist danach über das Anbringen, das dem aufgehobenen Bescheid zugrunde lag, neuerlich inhaltlich zu entscheiden, dh unter Berufung auf das einleitend angeführte EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005 ist neuerlich ein Bescheid – diesmal inklusive der Besteuerung alkoholischer Getränke – zu erlassen (ein Bescheidentwurf folgt in unserer angekündigten nächsten zweiten Informationsaussendung).

Beispiel für die zeitliche Abfolge 

der oberbehördlichen Aufhebung eines erstinstanzlichen Bescheides (zB Abgabenfestsetzung nach Nullerklärung oder Rückzahlungsantrag oder Berufungsvorentscheidung im Gastronomie-Rechtsbehelfsfall) 

	Bescheiddatum
	23.6.2004

	Unterfertigung durch den Bürgermeister und Postaufgabe
	24.6.2004

	Zustellung (auch die Hinterlegung gilt als solche!) = Beginn der Rechtsmittelfrist
	26.6.2004

	Dauer der Rechtsmittelfrist = 
	1 Monat

	Die Rechtsmittelfrist endet
 daher am 
	26.7.2004

	zugleich Eintritt der Rechtskraft
	26.7.2004

	Zustellung (!!) der oberbehördlichen Aufhebung muss daher erfolgen längstens bis zum
	26.7.2005

	Hinweis: Somit müssen unbedingt

· rechtzeitiger Gemeinderatsbeschluss über die oberbehördliche Aufhebung,

· Bescheiderlassung (Ausfertigung, Unterschrift, Abfertigung), 

· Postaufgabe und Postenlauf 

eingerechnet werden, dass tatsächlich die Zustellung (!!) des Bescheides verlässlich bis zum genannten Zeitpunkt erfolgen kann! 
	Vorlaufzeit einrechnen!!


Beilage 3
Bescheid für die oberbehördliche Bescheidaufhebung (Gemeinderat)

(Entwurf)
Stadt-/Markt-/Gemeinde ............................

............................, am ................2005

GZ.:

Gegen Zustellnachweis.

Herrn/Frau

…………………

…………………

Bescheid

Spruch

Auf Grund des Gemeinderatsbeschlusses vom ..................... wird der an Herrn/Frau .................. ...................., vertreten durch ...................................., gerichtete erstinstanzliche Bescheid, GZ. ................. vom ...................2004, in Ausübung des oberbehördlichen Aufsichtsrechtes wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes gemäß § 220 Abs 2 Steiermärkische Landesabgabenordnung, LGBl 158/1963 in der Fassung LGBl 69/2001 (LAO), aufgehoben.

Begründung

Der im oa Spruch erwähnte Bescheid hat beim vorliegenden Gastronomie-Rechtsbehelfsfall alkoholische Getränke nicht in die Getränkesteuer-Bemessungsgrundlage einbezogen. Angesichts des EuGH-Urteils C‑491/03 vom 10.3.2005 (Ottmar Hermann/Stadt Frankfurt am Main) hat der Gemeinderat in seiner im Spruch des vorliegenden Bescheides erwähnten Sitzung Folgendes erwogen:

Im erlassenen oben angeführten erstinstanzlichen Bescheid hätte die auf die entgeltliche Veräußerung alkoholhaltiger Getränke im Rahmen einer Bewirtungstätigkeit erhobene Getränkesteuer als eine Abgabe auf Dienstleistungen im Zusammenhang mit verbrauchsteuerpflichtigen Waren im Sinne von Artikel 3 Absatz 3 Unterabsatz 2 der Richtlinie 92/12 (Verbrauchsteuerrichtlinie) anzusehende Steuer mit 10 % der Bemessungsgrundlage festgesetzt werden müssen. Der Bescheid ist daher mit Rechtswidrigkeit des Inhaltes belastet und kann daher gemäß § 220 LAO von der Oberbehörde in Ausübung des Aufsichtsrechtes aufgehoben werden, von welchem Recht der Gemeinderat im Interesse einer möglichst weit reichenden rechtsrichtigen Auslegung der Materiengesetze spruchgemäß Gebrauch macht. Das Verfahren tritt durch die Aufhebung des Bescheides in die Lage zurück, in der es sich vor Erlas​sung des aufgehobenen Bescheides befunden hat.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Bescheid der Abgabenbehörde zweiter Instanz ist gemäß § 215 LAO kein ordentliches Rechtsmittel zulässig. Hinweis: Es kann jedoch bei der Stadt-/Markt-/Gemeinde .................................... binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Mittel auch telegrafisch, fernschriftlich, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung oder in jeder anderen technisch möglichen Weise Vorstellung erhoben werden. Die Vorstellung hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet und einen begründeten Antrag zu enthalten; die Einbringung einer Vorstellung hat jedoch keine aufschiebende Wirkung (§ 94 Abs 3 Gemeindeordnung 1967, LGBl 115/1967 in der Fassung LGBl 62/2001).

Für den Gemeinderat:

Der Bürgermeister

	(Name des Bgm.)


�	Hinweis: Sollte eine Frist an einem Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag, Karfreitag oder 24. Dezember geendet haben, so ist der nächste Tag, der nicht einer der vorgenann�ten Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.





